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Aufbruch der Linken – wohin?  
Im Unterschied zum Landesparteitag 
der Berliner Linken, der nach hefti-
gen Kontroversen über die Haltung 
zu Israel-Palästina abgebrochen wer-
den musste, ist der Bundesparteitag 
in Halle/Saale ohne Eklat und mit 
viel Hoffnung zu Ende gegangen. [...]

Orientierung auf den  
linken Markenkern
Auf ihrer zweitägigen Klausurta-
gung hat die SPD-Parteiführung die 
Weichen für den Bundestagswahl-
kampf gestellt. Mit dem Strategiepa-
pier »Wir kämpfen für Deutschlands 
Zukunft: Wirtschaft ankurbeln, Ar-
beitsplätze sichern, Beschäftigte ent-
lasten« signalisiert die SPD eine Be-
sinnung auf ihren Markenkern. [...]

Griechische Verhältnisse  
in Frankreich   
Um der Linken jeden Einfluss auf die 
die Staatsgeschäfte zu verwehren, hat 
sich Ministerpräsident Michel Bar-
nier von der Unterstützung des Ras-
semblement National abhängig ge-
macht. Der braucht Erfolge, da neun 
ihrer EU-Abgeordneten, darunter die 
Fraktionsvorsitzende Marine Le Pen 
selbst, vor Gericht stehen, weil sie die 
Parteikasse durch fiktive Arbeitsver-
hältnisse aufgebessert haben.  [...]

Dafür brauchen 
wir Unterstützung!
Wie Abonnent:innen und 
Leser:innen das konkret machen 
könnten, steht ebenfalls unter 

www.Sozialismus.de

Gewerkschaften
Forum
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Trumps antiliberale Rebellion 
gegen eine rundlaufende US-Ökonomie
von n Joachim Bischoff

Onlinenetzwerk Truth Social kommen-
tiert: »Ein massiver Betrug dieser Art 
und dieses Ausmaßes ermöglicht die 
Aufhebung aller Regeln, Vorschriften 
und Artikel, sogar derjenigen, die in der 
Verfassung stehen.« Er meine, was er 
sage, meint Joe Biden mit Blick auf Äu-
ßerungen Trumps. »Wir nehmen ihn 
nicht ernst. Aber er meint es ernst mit 
all dem Gerede über ein Blutbad, wenn 
sie verlieren.«

Auch die demokratische Präsident-
schaftskandidatin Harris warnte vor der 
möglichen politischen Entwicklung: »Je-
mand, der vorschlägt, dass wir die Ver-
fassung der Vereinigten Staaten aufheben 
sollten, sollte nie wieder die Gelegenheit 

US-Präsident Joe Biden hat davor ge-
warnt, dass sein republikanischer Vor-
gänger Donald Trump eine mögliche 
Niederlage bei der Wahl im November 
wie schon 2020 nicht anerkennen wer-
de. Er sei »überhaupt nicht zuversicht-
lich«, dass es im Falle einer Schlappe für 
Trump im Januar eine friedliche Macht-
übergabe an Kamala Harris geben wer-
de, sagte Biden im Gespräch mit dem 
Sender CBS.

Mindestens einige Mitstreiter*innen 
in Trumps Wahlkampfteam – wie bei-
spielsweise der Kandidat für die Vize-
präsidentschaft, Vance – teilen noch 
heute die These von der gestohlenen 
Wahl. Trump hatte damals in seinem 

haben, hinter dem Siegel des Präsiden-
ten der Vereinigten Staaten zu stehen«, 
sagte Harris.

Was missfällt Trump und der 
MAGA-Bewegung?1

Im Mittelpunkt der rechtspopulistischen 
Bewegung stehen Staatsbürger*innen, 
die sich wütend gegen die gebroche-
nen wirtschaftlichen Versprechen der 
Politiker*innen auflehnen. Die gewalt-
bereiten Amerikaner*innen haben mit 
der überlieferten Gestalt der Demokra-
tie abgeschlossen. »Sie sind zur Über-
zeugung gekommen, dass die Eliten des 
Landes so korrupt geworden sind und 
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ihre Demokratie derart verkommen ist, 
dass Aufstände, politische Morde und 
gewaltsame Attacken akzeptabel, ja not-
wendig geworden sind, um wieder eine 
wahrhafte Demokratie für die Menschen 
zu errichten«, stellt Robert Pape fest.

In diesem Sinne bietet Trump mit 
der »MAGA«-Bewegung eine Platt-
form. »Wir werden die Republik wie-
derherstellen und wir werden eine rei-
che und wunderbare Zukunft einleiten, 
die die Menschen so sehr verdienen«, 
sagte Trump während seiner Rede auf 
dem Parteitag der Republikaner am 18. 
Juli, bei dem er offiziell zum Präsident-
schaftskandidaten der Partei nominiert 
wurde. »Amerikas Zukunft wird größer, 
besser, kühner, heller, glücklicher, stär-
ker, freier, größer und geeinter sein als 
je zuvor.«

Trumps wirtschaftspolitische Positi-
onen sind im Wesentlichen dieselben, 
die er auch in seiner ersten Amtszeit als 
Präsident (2017–2021) vertreten hat. 
Er steht für Zollerhöhungen, Steuer-
senkungen und harte Maßnahmen ge-
gen Migrant*innen (Grenzschließungen, 
Abschiebungen etc.). Neu sind dagegen 
seine Erfahrung mit gesellschaftlichen 
Widerständen und seine Entschlossen-
heit in der Umsetzung. »In seiner ers-
ten Amtszeit ist Trump auf viele Hinder-
nisse gestoßen. Jetzt ist er entschlossen, 
diese Hindernisse direkt aus dem Weg 
zu räumen.«

Wirtschaftspolitisch ist das zent-
rale Ziel der Politik Donald Trumps eine 
deutliche Erhöhung des Wirtschafts-
wachstums sowie die Schaffung von Ar-
beitsplätzen in den USA. Er will das 
größte Jobwunder der Geschichte reali-
sieren. Die Instrumente hierfür sind im 
Wesentlichen Steuersenkungen für Un-
ternehmen, Investitionsprogramme für 
den Aufbau und die Modernisierung der 
Infrastruktur sowie Importbeschrän-
kungen zum Schutz heimischer Indust-
rien. Trump plädiert dafür, die auslau-
fenden Maßnahmen des Tax Cuts and 
Jobs Act (TCJA) von 2017 zu verlängern 
und den Körperschaftssteuersatz von 
aktuell 21% weiter auf 15% zu senken.

Trump verspricht, seinen Kampf ge-
gen Zuwanderung mit der »größten Ab-
schiebeaktion der amerikanischen Ge-
schichte« fortzusetzen. Doch dürften 
logistische und rechtliche Hürden eine 

solche Aktion enorm schwierig machen. 
Außerdem scheint die (zum Teil illegale) 
Zuwanderung für Entspannung auf dem 
unter Arbeitskräfteknappheit leiden-
den Arbeitsmarkt gesorgt und den In-
flationsdruck verringert zu haben. Dies 
würde sich bei einer entschiedenen Be-
kämpfung der Zuwanderung wieder um-
kehren – was Trump aber wohl abstrei-
ten würde.

Trumps politisches Steckenpferd ist 
die Handelspolitik. Er verspricht einen 
10-prozentigen universellen Basis-Zoll 
auf alle eingeführten Waren und 60% 
auf Einfuhren aus China. Obwohl die 
Einführung von Zöllen unter normalen 
Umständen der Zustimmung des Kon-
gresses bedarf, verfügt der Präsident im 
Rahmen der Handelsgesetze über einige 
Befugnisse. Er kann gemäß Abschnitt 
232 des Trade Expansion Act von 1962 
einen nationalen Sicherheitsnotstand 
ausrufen, sich gemäß Abschnitt 301 des 
Trade Act von 1974 auf unfaire Han-
delspraktiken berufen oder gemäß Ab-
schnitt 201 desselben Trade Act eine 
Schädigung der heimischen Industrie 
geltend machen. Diese Befugnisse – und 
die Feindschaft gegen China – machen 
Zölle zur beliebtesten wirtschaftspoliti-
schen Maßnahme Trumps.

Selbst wenn diese Maßnahmen zü-
gig realisiert werden könnten, sind die 
Folgen eindeutig: eine monetäre Finan-
zierung von Haushaltsdefiziten und die 
Erhöhung des inflationären Drucks. 
Gegenwärtig sieht ein großer Teil der 
Wähler*innen die Inflation als ein be-
sonders dringliches Problem. In einer 
YouGov-Umfrage 2024 gaben 25% der 
Befragten an, dass Inflation und Preis-
steigerungen für sie die wichtigsten The-
men seien, weit wichtiger als Einwande-
rung, Arbeitsplätze und Konjunktur.

Steuersenkungen, Zölle und Ab-
schiebungen würden das ohnehin hohe 
Haushaltsdefizit weiter ansteigen las-
sen, die Löhne in die Höhe treiben und 
die Inflation anheizen, argumentieren 
Expert*innen. Trump attackiert zwar 
zentral die Inflation, aber es ist frag-
lich, ob seine Wirtschaftspolitik geeignet 
wäre, daran etwas zu ändern.

Schwäche der Bidenomics

Der amtierende Präsident hat seine po-
litische Konzeption so definiert: »Stellt 
Euch vor: ›Bidenomics‹ funktioniert. 
Als ich ins Amt kam, wütete die Pande-
mie, taumelte die Wirtschaft«, so der 
Demokrat. »Seitdem haben wir 13,4 
Millionen neue Jobs geschaffen. Mehr 
neue Jobs in zwei Jahren als jeder an-
dere Präsident zuvor in vier Jahren.« 
Dafür verantwortlich waren drei große, 
milliardenschwere Hilfspakete: der CA-
RES Act (Trump), der American Rescue 
Plan (Biden) und schließlich der Inflati-
on Reduction Act (Biden). Sie haben die 
Wirtschaft stabilisiert.

Die Demokraten haben bei knap-
pen Mehrheiten im Kongress billionen-
schwere Programme durchgesetzt: mas-
sive staatliche Investitionen in Straßen, 
Brücken, Schienen, in Klimaschutz, in 
neue Fabriken im eigenen Land, etwa 
zur Chip-Produktion. »Mit ›Bideno-
mics‹ ist gemeint, ziemlich kleinteilige 
Dinge als Ganzes zusammenzufügen, 
erledigt zu bekommen« erklärt Bidens 
wichtigster Wirtschaftsberater, Jared 
Bernstein, im Radiosender NPR. »Es 
heißt, die Wirtschaft von unten nach 
oben zu gestalten, in einer Weise, die bei 
den Leuten starken Nachhall findet.« 
Doch genau dieser Nachhall ist auch das 
Kernproblem. Wirtschaftliche Zusam-
menhänge sind schwer zu vermitteln. 
Und viele Leute auf der Straße stehen 
noch immer unter dem Eindruck ho-
her Preissteigerungsraten: Die verbrei-
tete Klage: »Lebensmittel einzukaufen, 
das Auto vollzutanken – es ist alles teu-
rer geworden«

Biden und seiner Vizepräsidentin 
Harris ist es unzureichend gelungen, der 
amerikanischen Öffentlichkeit die wirt-
schaftlichen Visionen alltagstauglich zu 
vermitteln. In einer Umfrage der Mei-
nungsforscher von YouGov für das bri-
tische Nachrichtenmagazin The Eco-
nomist sagten 51% der Befragten Mitte 
Juli, sie seien nicht mit Bidens Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik ein-
verstanden. Rund 58% sagten, Biden 
mache zu wenig, um die Inflation einzu-

1  Our Own Worst Enemies. The Violent Style 
in American Politics By Robert A. Pape Novem-
ber/December 2024. Published on September 
23, 2024.
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dämmen. Und 54% der Befragten gaben 
an, die Wirtschaftslage habe sich in Bi-
dens Amtszeit insgesamt verschlechtert.

Fakt ist: Die Preissteigerungsrate hat 
sich deutlich abgeschwächt und bewegt 
sich auf das 2%-Ziel zu. Ihren Höhe-
punkt hatte sie im Juni 2022 mit 9,1%. 
Die Inflationsrate fiel im September auf 
2,4%. Die Kerninflation, also ohne Be-
rücksichtigung der schwankungsinten-
siven Energie- und Lebensmittelpreise, 
betrug derweil 3,3%.

US-Präsident Biden tourt durchs 
Land, um seine Wirtschaftspolitik als 
erfolgreich zu verkaufen. Seine Vize-
präsidentin und demokratische Präsi-
dentschaftskandidatin Kamala Harris 
spricht von der »stärksten Wirtschaft 
der Welt« und konkretisiert zur Wirt-
schaft ihre Pläne bei Wahlkampfreden. 
Der republikanische Herausforde-
rer Donald Trump wirft beiden vor, die 
Wirtschaft ruiniert zu haben und macht 
sie für die hohen Preise verantwortlich.

Die Konzeptionen der beiden 
Präsidentschaftskandidat*innen für die 
weitere Gestaltung der Ökonomie sind 
sehr unterschiedlich. Ein Beispiel sind 
die Steuern: Trump verspricht mas-
sive Steuersenkungen, während Har-
ris die Steuern für Großunternehmen 
und Superreiche erhöhen will. Sollte sie 
die Wahl gewinnen, will sie die Mittel-
schicht durch Steuersenkungen entlas-
ten und Wohneigentum fördern.

Wie sich die US-Wirtschaft in den 
letzten Wochen vor der Wahl entwickelt, 
ist einer der entscheidenden Faktoren 
für den knappen Wahlausgang. Die Ar-
beitslosenzahlen und die Inflation be-
stätigen den Kurs der Demokraten. Aber 
ob sich diese Realität gegenüber den Er-
zählungen der Trumpisten durchsetzen 
kann, ist offen.2

Harris will am wirtschaftspolitischen 
Kurs der Bidenomics festhalten, den sie 
als Vizepräsidentin unterstützt hat. Es 
wird erwartet, dass sie sich weiterhin für 
Arbeitnehmerrechte und erneuerbare 
Energien einsetzen wird, und außerdem 
dafür, strategisch wichtige Technolo-
gien wie die Halbleiterproduktion wie-
der verstärkt in den USA anzusiedeln. 
Der Welthandel wird wichtig bleiben, 
aber einige Einfuhrzölle würden unter 
einer Präsidentin Harris wahrscheinlich 
beibehalten.

Derzeit zeigt sich die US-Wirtschaft 
dynamisch und mit einem Wachstum 
von aufs Jahr gerechnet 2,8%. Das Pro-
blem der Demokraten sei, dass sie da-
für keine Anerkennung erhalten, sagt 
der Politologe Mallinson. Das hänge mit 
dem Geldbeutel der Wähler*innen zu-
sammen. »Die Wähler interessieren sich 
für ihre eigenen Finanzen einfach mehr 
als für den Zustand der Gesamtwirt-
schaft.«

Die USA setzen sich deutlich von 
dem ökonomischen Kriechgang ab, der 
in Europa oder China herrscht. In letz-
ter Zeit hatte sich in den USA die Sorge 
breitgemacht, dass sich die amerika-
nische Wirtschaft stark abkühle und 
dass gar eine baldige Rezession drohen 
würde. Frachtraten und Beschäftigungs-
zuwächse aber zeigen: Die US-Konjunk-
tur brummt, Europa schwächelt deut-
lich.

Finanzministerin Janet Yellen un-
terstreicht, dass keine starke Abküh-
lung der US-Konjunktur zu erwarten sei 
und es keine Massenentlassungen ge-
ben werde. Die US-Wirtschaft sei auf ei-
nem soliden Kurs. Sie unterstrich, dass 
die US-Wirtschaft trotz teilweise schwä-
cher ausgefallener Konjunkturdaten 
stark bleibt. »Wir sehen weniger Nach-
frage bei den Einstellungen und offenen 
Stellen, aber keine umfangreichen Ent-
lassungen«, erklärte Yellen.

Yellen versicherte weiter, dass die 
US-Wirtschaft nahezu »Vollbeschäfti-
gung« erreicht habe. Sie ergänzte, dass 
die erwarteten Maßnahmen der Leit-
zins-Senkungen durch die US-Noten-
bank Fed zu einer »weichen Landung« 
führen würden. Sie geht also davon aus, 
dass die USA eine Rezession vermeiden 

können. Yellen erklärte laut CNBC: »Es 
ist erstaunlich, dass wir die Inflation so 
massiv senken konnten. Das nennen die 
meisten eine weiche Landung.« Die USA 
sind nach wie vor der Motor der Welt-
wirtschaft, während Europa und China 
weiterhin im internationalen Konjunk-
turgeleitzug nur mitschwimmen.

Auch der amerikanische Arbeits-
markt zeigt sich viel robuster als in den 
Medien befürchtet. Die Unternehmen 
schufen im September gemäß einer ers-
ten Schätzung des Arbeitsdepartements 
254.000 neue Jobs; das sind fast dop-
pelt so viele, wie Analysten erwartet hat-
ten. Zudem wurden die Schätzungen, 
wie viele Jobs im Juli und August ge-
schaffen worden waren, deutlich nach 
oben korrigiert. Die Arbeitslosenquote 
fiel derweil von 4,2 auf 4,1%.

Auch andere Indikatoren machen 
deutlich, dass die USA derzeit weit von 
einer Abschwächung der Wirtschaft 
oder einer Rezession entfernt sind. Ge-
mäß aktuellen Schätzungen wuchs die 
weltgrößte Volkswirtschaft im zweiten 
Quartal mit 3,0%. Und der Echtzeit-Tra-
cker des Atlanta Fed deutet darauf hin, 
dass das BIP auch im dritten Quartal 
um 2% bis 3% zulegen wird. Die Löhne 
der Amerikaner*innen steigen, die Kon-
sumausgaben nehmen ebenfalls zu.

Die erfreulichen Neuigkeiten aus 
dem Arbeitsministerium sorgen auch 
bei der US-Notenbank Fed für Erleich-
terung. Viele der Kritiker*innen, die 
dem Fed eine zu strikte Geldpolitik vor-
warfen, dürften fürs Erste verstum-
men. Vor kurzem hat das Fed erstmals 
seit Beginn der Pandemie 2020 die Zin-
sen gesenkt. Die Notenbank beschloss 
dabei eine Zinssenkung um hohe 0,5 

Abb. 1: US-Verbraucherpreisindex, Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
(Januar 2021 bis August 2024)

▪ Alle Artikel  ▪ Abzüglich Nahrungsmittel und Energie

9
8
7
6
5
4
3
2
1

2021 2022 2023 2024

3,2%
2,5%

Quelle: U.S. Bureau of Labor Statistics via FEDD



Sozialismus.de Heft 11-2024	 33

Prozentpunkte, während sie üblicher-
weise für kleinere Veränderungen von 
0,25 Prozentpunkten optiert. Die Fed-
Führung entschied sich für den großen 
Senkungsschritt, weil sie befürchtete, 
den Arbeitsmarkt mit ihren hohen Leit-
zinsen bereits über Gebühr abgekühlt 
zu haben. Das Fed sah sich dem Vor-
wurf ausgesetzt, abermals zu spät auf 
die wirtschaftliche Entwicklung reagiert 
zu haben. Anders als z.B. die Schweize-
rische Nationalbank muss es nämlich 
nicht nur die Inflation im Griff behalten, 
sondern auch für Vollbeschäftigung im 
Land sorgen.

In den vergangenen zwei Jahren 
hatte sich das Fed noch vor allem auf 
die Bekämpfung der sehr hohen Infla-
tion konzentriert. Im September rich-
tete die Notenbank – und mit ihr der Fi-
nanzmarkt – ihren Fokus dann jedoch 
voll auf den Arbeitsmarkt. Auch deshalb 
finden die neuen Zahlen an der Börse 
starke Beachtung.

Inflation rückläufig

In den USA hat sich der Preisauftrieb 
weiter abgeschwächt. Die Verbraucher-
preise stiegen im September zum Vor-
jahresmonat um 2,4% (siehe Abb. 1). 
Die Inflationsrate ist die niedrigste seit 
März 2021. Im Vormonat hatte die Rate 
2,5% betragen. Volkswirte hatten im 
Schnitt mit einer unveränderten Rate 
gerechnet. Früher hätten Kernindikato-
ren wie Wachstum, Beschäftigung und 
Inflation die Wahlchancen eines Amts-
inhabers bestimmt, sagt Laura von Da-
niels, Leiterin der Forschungsgruppe 
Amerika bei der Stiftung Wissenschaft 
und Politik (SWP). In den vergangenen 
Jahren habe sich allerdings etwas Ent-
scheidendes verändert: »Zunehmend 
geht man von der gefühlten wirtschaft-
lichen Situation aus. Das ist bedingt 
durch Kampagnen und Desinformation 
– zum Teil auch über Social Media.«

Es gelinge politischen Gegnern im-
mer häufiger, den Eindruck zu erwe-
cken, dass die Lage desaströs sei, ob-
wohl die Daten das Gegenteil nahelegen. 
»Es geht nicht mehr nur um die wirt-
schaftliche Situation, sondern auch um 
die Frage, wie die Menschen sie wahr-
nehmen«, so von Daniels. Nach Anga-
ben des Instituts für Makroökonomie 

und Konjunkturforschung (IMK) der 
Hans-Böckler-Stiftung haben Haushalte 
mit niedrigen Einkommen unter Bidens 
Präsidentschaft sogar größere Reallohn-
steigerungen erfahren als die oberen 
Lohngruppen.

Für 2024 prognostiziert das Insti-
tut derweil ein US-Wirtschaftswachstum 
von über 2%. »Zudem sehen wir deutli-
che Investitionssteigerungen in Schlüs-
selindustrien – wie beispielsweise der 
Batteriefertigung, der Fertigung von 
Photovoltaikanlagen und der Halbleiter-
industrie«, berichtet Tom Bauermann, 
Referatsleiter für Makroökonomie der 
sozial-ökologischen Transformation am 
IMK. »Der IRA spielt in diesem Zusam-
menhang eine zentrale Rolle, genauso 
wie der CHIPS-Act und der Infrastruc-
ture-Investment-and-Jobs-Act. Alles 
Teile von ›Bidenomics‹.«

Die Demokratische Partei müsse nun 
ein Programm anbieten, das sich ganz 
klar von der Agenda von Donald Trump 
und J.D. Vance unterscheidet. »Aus 
meiner Sicht dürfte das dazu führen, 
dass man im Wahlkampf kommunikativ 
stärker klassische linke Positionen – wie 
Forderungen nach mehr Umverteilung 
— vertritt und die unter Biden begonne-
nen Programme fortführt, vor allem die 
neue Industriepolitik«, sagt SWP-For-
scherin von Daniels.

IMK-Ökonom Bauermann sieht das 
ähnlich: Neben der Betonung der Un-
terschiede zu einer möglichen Trump-
Administration könne es wichtig wer-
den, Klimaschutz weiter als Jobmotor 
zu vermitteln und die Situation von 
Arbeitnehmer*innen anhaltend verbes-
sern zu wollen. »Ich glaube, dass Präsi-
dent Biden in vielen Bereichen der Wirt-
schaftspolitik gut vorgelegt hat und sein 
Nachfolger hier auf Kontinuität setzen 
sollte.«

Trumps Agenda würde den USA 
schaden

Während Trump als Präsident von 2017 
bis 2021 Zölle noch vergleichsweise ge-
zielt eingesetzt hat, sieht er sie heu-
te als Allzweckwerkzeug. Trump schlägt 
enorm hohe und breit anwendbare Zöl-
le vor. In dieser Kombination würden 
sie sich sehr negativ auf die USA und die 
Weltwirtschaft auswirken.

Den möglichen Schaden aus die-
ser Handelspolitik genau zu prognos-
tizieren, ist schwer. Auch weil die Liste 
der von Trump vorgeschlagenen Zoll-
abgaben stetig wächst. An einem Tag 
droht er Zölle von 100% für Länder an, 
die sich vom US-Dollar abkoppeln. Am 
nächsten Tag will er dem Traktorher-
steller John Deere Importgebühren von 
200% auferlegen, falls dieser einen Teil 
seiner Produktion vom Mittleren Wes-
ten nach Mexiko verschiebt. Solche Ab-
gaben würden das Handelsabkommen 
mit Mexiko und Kanada verletzen, das 
Trump selbst während seiner ersten 
Amtszeit ausgehandelt hat.

Hinzu kämen Importzölle von 10% 
oder auch 20% für alle Handelspart-
ner – was zu großen Friktionen etwa 
mit der EU führen würde – und von 
60% (oder mehr) für Waren aus China. 
Löste Trump in einer zweiten Amtszeit 
all seine Zollversprechen ein, würde er 
auch in den USA selbst wirtschaftlichen 
Schaden anrichten.

Erstens würde er unweigerlich Han-
delskriege anzetteln, die alle Beteilig-
ten ärmer machten. Kleine exportorien-
tierte Länder wie die Schweiz würden 
wohl kaum Vergeltungszölle einführen, 
die EU und China aber schon. Einzelne 
Branchen in den USA, etwa die Land-
wirtschaft oder die Automobilindustrie, 
sind von Exporten abhängig und wür-
den stark unter diesen Handelskriegen 
leiden.

Zweitens wirken Zölle wie eine Im-
portsteuer. Sie verteuern all die Wasch-
maschinen und Mangos, die die 
Amerikaner*innen so gern aus dem 
Ausland einfliegen lassen, aber auch 
Vorprodukte, welche amerikanische Fir-
men für ihre Produktion nutzen.

Die Importabgaben würden somit 
die Inflation erneut anheizen, welche 
die US-Notenbank gerade erst wieder 
unter Kontrolle gebracht hat. Da auch 
ein Großteil von Trumps übriger Poli-
tik preistreibend wirkt – vor allem die 
geplanten Steuersenkungen und Mas-
sendeportationen von illegalen Einwan-
derern –, ist die Gefahr real, dass die In-

2  Vgl. dazu auch die Konfrontation bei den 
Einschätzungen im Umgang mit den Zerstörun-
gen durch die Hurrikans. Redaktion Sozialis-
mus, Entscheiden Milton und Helene die US-
Wahl? Sozialismus.deAktuell 10. Oktober 2024.
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3  Presseerklärung der Heritage foundation 
vom 2.10.2024.

flation erneut nach oben schießt und 
die Notenbank erneut zu einer restrik-
tiven Geldpolitik zwingt. Hohe Leitzin-
sen könnten ihrerseits das Wirtschafts-
wachstum abwürgen.

Letztlich gefährdet Trumps Zollstra-
tegie langfristig die Machtposition Ame-
rikas in der Welt. Die Allzweckwaffe der 
Zölle stumpft mit der Zeit ab. Heute ist 
sie noch scharf, weil Exporte in die Ver-
einigten Staaten für andere Länder sehr 
wichtig sind. Die USA selbst sind we-
gen ihres riesigen Binnenmarkts weni-
ger von anderen abhängig. Güterexporte 
nach Kanada, Mexiko und in die EU, die 
mit Abstand wichtigsten drei Exportde-
stinationen der USA, tragen jeweils nur 
etwas mehr als 1% zum amerikanischen 
Bruttoinlandprodukt bei.

Zölle lenken die Handelsströme über 
die Zeit aber um, und die Bedeutung 
des Exportmarkts USA für andere Län-
der sinkt. Ein sich abschottendes Ame-
rika verliert damit an Einfluss im Aus-
land. Die wirksamste Drohung ist jene, 
die man nicht umsetzen muss. Manche 
Handelspartner werden mit Trump ver-
handeln, um Zölle zu vermeiden. Und 
doch setzt sich der Ex-Präsident mit sei-
ner Strategie selbst unter Zeitdruck. Je 
länger er hohe Zölle anwenden muss, 
desto schwerer wiegen deren Nebenwir-
kungen – steigende Inflation, nachlas-
sendes Wachstum, schwindender Ein-
fluss im Ausland. Das wiederum wissen 
auch Peking und Brüssel

Die »MAGA«-Bewegung

Donald Trump fordert die amerikani-
sche Demokratie heraus und macht kei-
nen Hehl aus seinen Plänen. Es handelt 
sich um ein erstaunliches Comeback. 
Vor Gericht wird er schwerer Verbre-
chen beschuldigt. Und doch könnte Do-
nald Trump bald wieder als Präsident 
im Weißen Haus sitzen.

Sollte er als Präsident ins Weiße Haus 
einziehen, wird er seine radikale Agenda 
umsetzen. Im Weißen Haus würde da 
ein ganz anderer Geist wehen. Obwohl 
der Ex-Präsident bemüht ist, sich davon 
zu distanzieren, wäre dies der Geist des 
»Project 2025«, einem fast 1.000 Sei-
ten umfassenden Positionspapier. »Die 
nächste Trump-Regierung wird weit 
mehr machen, als sie in ihrer Wahlkam-

pagne beschreibt«, stellt Ezra Klein in 
der »New York Times« fest. »Und das 
›Project 2025‹ – es wurde mit dem In-
put von mehr als 100 Organisationen 
produziert, die sich als Teil der MAGA-
Koalition betrachten – wird die Lücke 
ausfüllen, die Trump hinterlässt. Dieser 
mag uns nicht verraten, was er im Schild 
führt, aber Project 2025 tut dies.«

Und Kevin Roberts von der Heritage 
Foundation3 bestätigt: »Kamala Harris 
hat in den letzten Monaten viel Zeit und 
Energie darauf verwendet, das ›Projekt 
2025‹ anzugreifen, den Plan der kon-
servativen Bewegung, den Verwaltungs-
staat einzuschränken und Washington 
wieder in die Hände des amerikani-
schen Volkes zu legen. Als die Vizeprä-
sidentin in einem kürzlichen Interview 
zum zweiten Attentat auf den ehema-
ligen Präsidenten Donald Trump be-
fragt wurde, bezeichnete sie unsere Ar-
beit sogar als eine Bedrohung für die 
Sicherheit der Amerikaner. Dieser Ver-
such, politische Ideen mit einem At-
tentat gleichzusetzen, anstatt die The-
men ehrlich zu diskutieren, ist unehrlich 
und gefährlich. Bevor die Vizepräsiden-
tin die Stimmung also noch weiter auf-
heizt, möchte ich die Sache klarstel-
len. Im Mittelpunkt des Projekts 2025 
steht nicht Donald Trump. Unsere poli-
tische Arbeit dreht sich nicht um einen 
einzelnen Präsidentschaftskandidaten 
und das war auch nie so. Wir begannen 
unsere Arbeit im Frühjahr 2022, bevor 
Trump seine Kandidatur für eine zweite 
Amtszeit ankündigte und lange vor den 
Vorwahlen. Und unsere Arbeit ist kein 
Einzelfall. Viele andere Thinktanks bei-
der Lager, darunter das linksgerichtete 
Center for American Progress, leisten 
ähnliche Arbeit, um ihre eigenen Prio-
ritäten voranzutreiben. Und schließlich 
ist unsere Arbeit nicht neu. Die Heri-
tage Foundation hat seit Ronald Re-
agans Wahlsiegen 1980 und 1984 in je-
dem Wahlzyklus konservative politische 
Handlungsanweisungen herausgegeben. 
Damals wie heute zielt diese Politik da-
rauf ab, den amerikanischen Bürgern 
die Möglichkeit zu geben, den amerika-
nischen Traum zu verwirklichen – ein 
Traum, der für immer mehr Amerikaner 
unerreichbar scheint.«

»Wir befinden uns im Prozess einer 
zweiten amerikanischen Revolution«, 

erklärte Roberts jüngst. »Sie wird ohne 
Blutvergießen erfolgen – wenn es die 
Linken zulassen.«

Gegen die verkommene Grau-
samkeit von Trump

Trump zieht mit seiner Person und sei-
nen »wired actions« einen Großteil der 
politischen Öffentlichkeit an. Aber »Die 
MAGA-Koalition […] ist größer gewor-
den als Trump«, stellt Ezra Klein in der 
»New York Times« fest. »Sie vertritt 
weit mehr Positionen als er.« Trump sei 
2024 nicht mehr Herr der Lage, stellt 
Klein weiter fest. Die MAGA-Koaliti-
on sei größer geworden als er selbst. 
»Eine zweite Trump-Regierung würde 
mit Leuten bestückt sein, welche die (im 
Project 2025 aufgeführten) Ziele ener-
gisch verfolgen würden«, so Klein. Das 
wiederum wäre eine große Herausforde-
rung der amerikanischen Demokratie.

Liz Cheney, die Tochter des einsti-
gen Vizepräsidenten und Irak-Krieg-Ar-
chitekten Dick Cheney, hat Trump am 
Anfang kräftig unterstützt. Die Abge-
ordnete aus Wyoming stieg bis auf den 
dritthöchsten Fraktionsposten auf. Doch 
nach Trumps Putschversuch im Januar 
2021 kam der abrupte Bruch: Cheney 
stimmte für die nachträgliche Amtsent-
hebung, wurde Vorsitzende des Unter-
suchungsausschusses, von ihrer Partei 
geschasst und schließlich um das Man-
dat gebracht.

Nun ist die 58-Jährige die prominen-
teste Harris-Unterstützerin aus dem Re-
publikaner-Lager. »Ich habe noch nie 
für einen Demokraten gestimmt«, ge-
steht sie auf einem Wahlkampfauftritt in 
Ripon. Dieses Mal aber werde sie es mit 
Stolz tun. Nicht nur Amerikas Zukunft, 
sondern die der ganzen Welt hänge da-
von ab, dass an der Spitze der USA eine 
Person stehe, die deren Werte verteidige 
und die Verfassung achte: »Ich weiß, 
dass sie (Harris, JB.) unser Land liebt 
und ich weiß, dass sie eine Präsidentin 
für alle Amerikaner sein wird.« Bei die-
ser Wahl, fordert Cheney, müssten alle 
Republikaner den »Patriotismus über 
das Parteibuch« stellen: »Ich bitte Sie, 
die verkommene Grausamkeit von Do-
nald Trump abzulehnen.«
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